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IG Metall1 CDU/CSU SPD Grüne Linke FDP AfD 
Ein soziales Fort-
schrittsprotokoll muss 
den sozialen Grundrechten 
in Europa Verfassungsrang 
verleihen. 
Die europäische Säule so-
zialer Rechte kann langfris-
tig zu einem sozialen Fort-
schrittsprotokoll ausgebaut 
werden. 

Keine direkte Aussage 
dazu. Bekenntnis zu „ge-
rechten und lebenswerten 
Arbeitsbedingungen“. 
„Unser Europa der sozialen 
Sicherheit konzentriert sich 
auf Grundstandards bei Ar-
beitnehmerrechten sowie 
Gesundheits-, Umwelt und-  
Verbraucherschutzstan-
dards.  Gleichwohl bleiben 
Mitgliedsstaaten für die so-
zialen Sicherungssysteme, 
Regulierungen zum Min-
destlohn oder der Alters-
vorsorge selbst verantwort-
lich. Europäische Regelun-
gen dürfen nationale 
Schutzstandards, Mitbe-
stimmungsrechte und Si-
cherungssysteme nicht 
aufheben, aushebeln oder 
unterlaufen.“ 

„Die praktische Geltung der 
sozialen Grundrechte hat 
in Europa nicht Schritt ge-
halten mit der gelungenen 
wirtschaftlichen Integration. 
Um dieses Ungleichge-
wicht auszugleichen, treten 
wir für eine neue Balance 
zwischen wirtschaftlichen 
Freiheiten und sozialen 
Rechten ein. Erst wenn die 
sozialen Rechte den 
Grundfreiheiten der EU 
gleichstehen, können euro-
päische Gesetze nicht 
mehr zu Sozialabbau und 
Einschränkung der Mitbe-
stimmung führen.“  
„Die 2017 proklamierte Eu-
ropäische Säule der sozia-
len Grundrechte wird mit 
einer verbindlichen europä-
ischen Sozialagenda um-
gesetzt und mit Leben er-
füllt. Die Rechtsverbindlich-
keit der sozialen Rechte 
muss sichergestellt wer-
den.“ 

„Wir fordern außerdem, 
dass das EU-Recht den 
sozialen Rechten und den 
Arbeitnehmer*innenrechten 
mindestens den gleichen 
Stellenwert einräumt wie 
den wirtschaftlichen Frei-
heiten des Binnenmarkts 
wie beispielsweise der 
Dienstleistungsfreiheit. Da-
mit der Europäische Ge-
richtshof bei Entscheidun-
gen zum Binnenmarkt Ar-
beitnehmerrechte nicht den 
wirtschaftlichen Freiheiten 
unterordnet, müssen die 
entsprechenden Gesetze 
angepasst werden.“  
„Die in der Europäischen 
Grundrechtecharta veran-
kerten sozialen Rechte 
müssen als Grundrechte 
aller EU-Burger*innen  
gegenüber den Mitglied-
staaten vor dem Europäi-
schen Gerichtshof einklag-
bar sein.“  

„Die Rechte, die sich aus 
der EU-Grundrechte-
Charta ergeben, müssen 
grundsätzlich über den Bin-
nenmarkt-Freiheiten ste-
hen.“ 
„Wir wollen sowohl die Ar-
beits- und Sozialverfassun-
gen der Mitgliedstaaten als 
auch die öffentliche Da-
seinsvorsorge vor dem 
Liberalisierungsdruck der 
EU-Wirtschaftsintegration 
schützen. Es muss per 
Vertragsänderung ausge-
schlossen werden, dass 
über die Anwendung der 
Grundfreiheiten, des Wett-
bewerbsrechts oder makro-
ökonomischer Korrektur-
verfahren – sofern diese 
sanktionsbewehrt sind – 
soziale Rechte oder Arbeit-
nehmerrechte wie das 
Streikrecht eingeschränkt 
werden.“  
 

„Wir Freie Demokraten un-
terstützen einige wichtige 
Forderungen in der Erklä-
rung zur Europäischen 
Säule sozialer Rechte. 
Dazu gehören das Recht 
auf Bildung, das Recht auf 
Unterstützung bei der 
Rückkehr in Beschäftigung, 
der Grundsatz der Nicht-
Diskriminierung, die Beto-
nung der Tarifautonomie 
und die Achtung der natio-
nalen wirtschaftlichen Be-
dingungen bei der Festle-
gung von Mindestlöhnen. 
Die sozialen Rechte defi-
nieren Mindeststandards, 
die alle Mitgliedstaaten na-
tional für ihre Bürgerinnen 
und Bürger erreichen sol-
len.“  
 

 

                                                           
1 Die vorliegende Synopse gleicht zentrale Aussagen der Parteien CDU/CSU, SPD, Grüne, Linke, FDP und AfD mit europapolitischen Positionen der IG Metall ab, in erster Linie 

auf Grundlage des europapolitischen Positionspapiers „Für ein Europa mit Zukunft“. Der Schwerpunkt liegt auf Themen, die für die IG Metall von spezifischem Interesse sind. 

Der DGB hat eine Synopse erstellt, die im Umfang über die vorliegende hinausgeht und ein größeres und allgemeinpolitischeres Spektrum abdeckt. 
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Vereinbarkeitsrichtlinie2 
Verabschiedung der sog. 
Vereinbarkeitsrichtlinie 
(„Work-Life Balance Direc-
tive“) 
 

Lediglich allgemeine Aus-
sage: 
„Wir wollen insbesondere 
dazu beitragen, dass Män-
ner und Frauen Familie 
und Beruf besser vereinba-
ren können.“ 

„Konsequente Umsetzung 
der EU-Richtlinie zur bes-
seren Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf.“  
 

„Mit einer starken Verein-
barkeitsrichtlinie kann Eu-
ropa Familien unterstützen 
[…] um Familien zu entlas-
ten und einen ausgewoge-
nen Mix aus Erwerbs- und 
Familienarbeit sowie Frei-
zeit und ehrenamtlichem 
Engagement zu ermögli-
chen.“  

    

Plattformökonomie 
Auch die Regulierung der 
Folgen einer digitalen Ar-
beitswelt ist auf europäi-
scher Ebene möglich – 
zum Beispiel durch eine 
Richtlinie zum Schutz Be-
schäftigter in der Plattfor-
mökonomie. 

Lediglich Bekenntnis zur 
Bedeutung von Digitalplatt-
formen. Mit Blick auf Ar-
beitnehmer heißt es: 
„Wir treten weiterhin für 
Mindeststandards beim Ar-
beitsschutz in ganz Europa 
ein, die auch den Erforder-
nissen der digitalen Ar-
beitswelt entsprechen.“ 
 

„Eine EU-Richtlinie zum 
Schutz von Beschäftigten 
auf Online-Plattformen, um 
faire Lohn- und Arbeitsbe-
dingungen in der digitalen 
Arbeitswelt sicherzustel-
len.“  
 

„Die digitale Arbeitswelt 
birgt aber auch Fallen: Un-
freiwillige Mehrarbeit, dau-
ernde Verfügbarkeit, Ar-
beitsverdichtung und stän-
dige digitale Leistungskon-
trolle werden einfacher. Es 
braucht daher einen guten 
Arbeitsschutz für Beschäf-
tigte und Selbstständige – 
sowohl gesetzlich wie tarif-
lich. Dienstleistungsplatt-
formen müssen sich ihrer 
Verantwortung bei den  
Arbeitsbedingungen, der 
Mitbestimmung und der 
Entlohnung stellen.“  

„Für Plattformen, Arbeit in 
der Cloud oder Crowd und 
für alle anderen neuen For-
men von Betrieben müssen 
die gleichen Arbeitsstan-
dards und Schutzrechte 
wie in herkömmlichen Be-
trieben gelten. Dazu muss 
ein EU-Rahmen zum 
Thema Crowdworking ge-
schaffen werden, damit 
Mindestlöhne, Arbeitszeit-
regulierung, Sozialversi-
cherung, Rentenversiche-
rung, Besteuerung etc. we-
der ausgehöhlt noch um-
gangen werden können.“  
„Auch digital gute Arbeit: 
Wir brauchen Regulierung 
von Plattformarbeit, die der 
digitalen Prekarität etwas 
entgegensetzt.“ 

  

                                                           
2 DGB Synopse zur Europawahl 
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EU-Gleichstellungspoli-
tik3 
spezifische Maßnahmen 
zur Förderung von Frauen 
in allen Lebensbereichen 
der Gesellschaft, um be-
stehenden Benachteiligun-
gen entgegenzuwirken. 
Dazu gehören qualitative 
und quantitative Maßnah-
men zur Förderung von 
Frauenerwerbstätigkeit und 
zur Stärkung der eigen-
ständigen Existenzsiche-
rung von Frauen.  
Umsetzung des präven-
tiven Gender 
Mainstreaming-Prinzips in 
der europäischen Politik, 
um Ungleichbehandlungen 
von Frauen und Männern 
von vornherein in allen Be-
reichen zu verhindern.  
eigenständiges Strategie-
papier zur Geschlechterge-
rechtigkeit als wichtigem 
Referenzrahmen für die 
Gleichstellungspolitik der 
EU-Mitgliedstaaten, das 
Ziele und Umsetzungs-
maßnahmen mit den erfor-
derlichen Kontrollmecha-
nismen und Rechen-
schaftspflichten fest-
schreibt.  

„In unserem Europa setzen 
wir auf die Kraft der Sozia-
len Marktwirtschaft. Sie för-
dert die Kreativität, Eigen-
verantwortung und Freiheit 
jedes Einzelnen, des Ar-
beitnehmers wie des Un-
ternehmers. Die Gleichbe-
rechtigung von Frauen und 
Männern ist uns dabei ein 
besonderes Anliegen.“ 
„Dem Selbstbestimmungs-
recht von Frauen und Mäd-
chen wollen wir besondere 
Aufmerksamkeit widmen. 
Denn eine konsequente 
Gleichstellungspolitik ge-
hört zu unserem europäi-
schen Verständnis.“ 

„Gemeinsam können wir 
dafür sorgen, dass es 
keine Rolle rückwärts 
gibt und es mit der Gleich-
stellungspolitik weiter vor-
wärts geht. Hierfür 
muss Gleichstellung wieder 
eine strategische Priorität 
in Europa werden. 
Daher fordern wir eine 
Fortsetzung der 2015 aus-
gelaufenen Gleichstel-
lungsstrategie. […] Durch 
etablierte und formelle 
Strukturen 
kann die Gleichstellungs-
politik europaweit ins Zent-
rum geholt werden.“ 

„Das bedeutet, alle politi-
schen Maßnahmen werden 
auf ihre Auswirkungen 
auf die Gleichstellung der 
Geschlechter überprüft.“ 
„[…] Deshalb treten wir für 
eine Frauenquote in Auf-
sichtsraten und Vorstanden 
ein, die den Frauenanteil in 
Macht- und Führungspositi-
onen so lange erhöht, bis 
die Parität erreicht ist. Wir 
wollen gleichzeitig auch 
dafür sorgen, dass die 
Führungsgremien der EU-
Institutionen verpflichtend 
paritätisch besetzt werden“  

„Wir setzen uns dafür ein, 
dass alle Frauen in der EU 
sozial abgesichert werden. 
Nur so ist ein selbstbe-
stimmtes Leben möglich.“  
„Wir wollen europaweit die 
Lohndiskriminierung von 
Frauen überwinden. Über-
all in Europa muss gelten: 
gleicher Lohn für gleich-
wertige Arbeit.“  
„Deswegen wollen wir 
Gender Mainstreaming 
konsequent umsetzen“ 
„Wir unterstützen den 
Kampf für gleiche Rechte, 
sexuelle Selbstbestim-
mung, gegen Sexismus – 
und für soziale Gleichheit.“  
  

„Wir Freie Demokraten, 
wollen, dass Frauenrechte 
europaweit gefördert und 
durchgesetzt werden. Um 
die Ausgangslage auch in 
Zukunft zu dokumentieren 
und die Entwicklungen 
besser überwachen zu 
können, soll neben der 
Fortführung auch die the-
matische Erweiterung des 
jährlichen Berichts der EU-
Kommission zur Gleichstel-
lung von Frauen und Män-
nern in der Europäischen 
Union (EU) beschlossen 
werden. Somit soll der Be-
richt zukünftig auch die 
Lage der Frauenrechte in 
der EU und den Aspekt der 
strukturellen Gewalt gegen 
Frauen, unter anderem 
auch in der Politik (bei-
spielsweise beim Zugang 
zu Listenaufstellungen bei 
Wahlen, politischen Ämtern 
etc.), erörtern.  
Zugleich fordern wir die 
Einsetzung einer beim Eu-
ropäischen Parlament an-
gesiedelten, unabhängigen 
Europäischen Beauftragten 
für Frauenrechte.“  
„Um Diskriminierung von 
Frauen im öffentlichen und 

„Wir fordern auf eu-
ropäischer Ebene 
eine Streichung der 
bisher für die Gen-
derforschung 
vorgesehenen For-
schungsmitteln.“ 
„Kern der Gender-
Ideologie 
ist die Leugnung von 
biologischen Unter-
schieden zwischen 
Mann und Frau…“ 
„Das sogenannte 
Gender-Budge-
ting…lehnen wir ab“ 
„Die EU ist nicht für 
Familienpolitik und 
Familien zustän-
dig…“ 
„…fordert daher die 
Umwidmung euro-
päischer For-
schungsmittel für 
nationale For-
schungsprojekte zu 
einem wirksamen 
Familienlasten- und 
-leistungsausgleich 
im Kontext der je-
weiligen nationalen 
Steuer- und sozialen 
Sicherungssys-
teme.“ 

                                                           
3 DGB Synopse zur Europawahl 
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privaten Bereich zu verhin-
dern, ist Rechtssetzung 
formal ausreichend. Die 
Einschränkung der selbst-
bestimmten Entfaltung von 
Frauen durch antiquierte 
Geschlechterbilder und 
überholte Rollenzuweisun-
gen hingegen muss konk-
ret in allen Lebensberei-
chen hinterfragt, reflektiert 
und diskutiert werden, um 
diese zu verändern“ 

„Abtreibung ist kein 
Menschenrecht wie 
das Lebensrecht 
und das Recht auf 
körperliche Unver-
sehrtheit!“ 
„Wir fordern, dass 
nur hier auch arbei-
tende Ausländer 
Kindergeld erhalten 
und dies nur in Höhe 
der Sätze der Län-
der, in denen ihre 
Kinder tatsächlich 
leben.“ 

Mitbestimmung 
Die IG Metall tritt ein für 
eine umfassende Europäi-
sierung der Mitbestimmung 
als Basis für die Interes-
senvertretung von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeit-
nehmern auf allen Ebenen, 
an allen Standorten und zu 
allen Themen, die von 
grenzüberschreitender Re-
levanz sind. 
Vorliegende und zukünftige 
Vorschläge aus dem Be-
reich des Gesellschafts-
rechts, die die Beschäftig-
ten rechtlich oder praktisch 
im Unternehmen schwä-
chen und einseitig die Ka-
pitalseite bevorteilen, leh-
nen wir ab. 

„Die Sozialpartnerschaft ist 
ein wesentlicher Grundpfei-
ler der Sozialen Marktwirt-
schaft in unserem Europa. 
Wir wollen diese Partner-
schaft stärken und die Mit-
bestimmung in den Unter-
nehmen sichern.“ 
„Europäische Regelungen 
dürfen nationale Schutz-
standards, Mitbestim-
mungsrechte und Siche-
rungsniveaus nicht aufhe-
ben, aushebeln oder unter-
laufen.“ 

„Maßnahmen gegen Mitbe-
stimmungsflucht von Unter-
nehmen: Für alle Unter-
nehmen europäischen 
Rechts werden Mindest-
standards zur Unterneh-
mensmitbestimmung ge-
schaffen. Das gilt beson-
ders für die Europäische 
Aktiengesellschaft. Das 
gleiche gilt für die grenz-
überschreitende Umwand-
lung, Verschmelzung oder 
Spaltung von Unternehmen 
mit unterschiedlichen natio-
nalen Rechtsformen.“  
„Die Rechte der Europäi-
schen Betriebsräte werden 
gestärkt. Arbeitgeber 
und Arbeitgeberinnen sol-
len mitbestimmungspflich-
tige Maßnahmen solange 

„Betriebliche Mitbestim-
mung in ganz Europa si-
chern 
Die Freizügigkeit in Europa 
darf nicht dazu fuhren, 
dass Unternehmen dort ih-
ren Firmensitz einrichten, 
wo die niedrigsten Stan-
dards in der Mitbestim-
mung von Arbeitnehmer*in-
nen gelten. Deshalb wollen 
wir die europäischen Be-
triebsräte und ihre Mitbe-
stimmungsrechte stärken 
und beispielsweise eine 
Parität von Arbeitneh-
mer*innen und Arbeitge-
ber*innen an Entscheidun-
gen in allen Unternehmen 
mit mehr als 1.000 Ange-
stellten über die Grenzen 
der Mitgliedstaaten hinweg 

„In fast der Hälfte der EU-
Mitgliedstaaten gibt es 
keine Mitbestimmung. Des-
halb haben wir eine Initia-
tive für mehr Mitbestim-
mung in den Unternehmen 
gestartet. Wir wollen, dass 
EU-weite Mindeststan-
dards zur Beteiligung der 
Beschäftigten festgelegt 
werden. Schlupflöcher 
müssen geschlossen wer-
den: Unternehmen dürfen 
sich nicht aus den deut-
schen Regeln der Mitbe-
stimmung schleichen, in-
dem sie den Unterneh-
menssitz in ein mitbestim-
mungsfreies Land verlegen 
oder eine europäische Akti-
engesellschaft (SE) grün-
den.“  

„Den parallel dazu beste-
henden Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialaus-
schuss wollen wir abschaf-
fen, weil die Interessen der 
Sozialpartner bereits im 
Europäischen Parlament 
angemessen berücksichtigt 
werden können.“ 

Mitbestimmung und 
Gewerkschaften fin-
den keine Erwäh-
nung im Programm 
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Im Einklang mit industriAll 
fordert die IG Metall eine 
bessere Durchsetzung der 
bestehenden Rechte aus 
der EBR-Richtlinie. 
Um Mitwirkungsrechten 
Geltung zu verleihen, be-
darf es rechtlich verbindli-
cher Verbesserungen der 
EBR-Richtlinie. 
Wir brauchen eine europäi-
sche Rahmenrichtlinie, die 
hohe Standards zu Unter-
richtung und Anhörung so-
wie ehrgeizige Mindest-
standards zur Unterneh-
mensmitbestimmung setzt 
und mit einer Nichtregres-
sionsklausel ausgestattet 
ist. 

nicht durchführen dürfen, 
bis die vorgeschriebene 
Beteiligung der Interessen-
vertretung erfolgt ist.“ 
„Die Gründung von europa-
weiten Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen wer-
den vorangebracht. In 
grenzüberschreitend täti-
gen Unternehmen sollen 
Beschäftigte unter 18 Jah-
ren und Azubis besser ihre 
Rechte auf Information und 
Anhörung durch die Unter-
nehmensleitung wahrneh-
men können.“ 
 

nach dem Vorbild Sloweni-
ens durchsetzen. Wir wol-
len starke europäische Ge-
werkschaften. Grünes Ziel 
ist darüber hinaus, dass 
die freie gewerkschaftliche 
Betätigung entsprechend 
den Kernarbeitsnormen der 
ILO in allen Unternehmen 
in Europa garantiert wird.“  

„Wir wollen europäische 
Betriebsräte stärken. Die 
Beschäftigten müssen das 
Recht haben, Beschäftig-
tenvertretungen zu wählen, 
die im Aufsichtsrat sitzen. 
[…]“ 
„Unternehmen, die Profite 
machen, dürfen keine Mas-
senentlassungen durchfüh-
ren und Arbeitsplätze ver-
nichten. Der Betriebsrat 
muss ein echtes Mitbestim-
mungsrecht erhalten.“ 
„Bei Standortverlagerun-
gen haben die Gewerk-
schaften ein Veto-Recht.“ 
 

Tarifbindung; Vergabe 
Träger einer solchen Lohn-
koordinierung sind aller-
dings die Gewerkschaften 
allein, flankiert durch staat-
liches Handeln gegen pre-
käre Beschäftigung und für 
die Stärkung von Tarifauto-
nomie und Tarifbindung. 

„Die Sozialpartnerschaft ist 
ein wesentlicher Grundpfei-
ler der Sozialen Marktwirt-
schaft in unserem Europa. 
Wir wollen diese Partner-
schaft stärken…“ 

„Die Tarifbindung wird 
dadurch gestärkt, dass Ta-
riftreue künftig besonders 
positiv im Ausschreibungs- 
und Vergabeverfahren vo-
rausgesetzt wird.“  
„Wir wollen, dass soziale 
Sicherungssysteme EU-
weit gestärkt und Löhne 
angehoben werden. Dafür 
muss die Tarifbindung aus-
gebaut und wieder zum 
Normalfall werden.“  

„[das europäische] Aus-
schreibungs- und Vergabe-
recht fordert Transparenz, 
es stärkt nicht nur den Bin-
nenmarkt. Das Verfahren 
hat sich seit der letzten Re-
form erheblich verbessert 
und ermöglicht inzwischen  
auch die Festlegung von 
sozialen, ökologischen und 
ethischen Kriterien.“  
„Es braucht daher einen 
guten Arbeitsschutz für Be-
schäftigte und Selbststän-
dige – sowohl gesetzlich 
wie tariflich.“  
 

„Wir wollen die Mitglied-
staaten verpflichten, flä-
chendeckende Tarifver-
träge statt Tarifflucht zu 
fördern. Wenn die Tarifbin-
dung abnimmt, müssen die 
Mitgliedstaaten Gegen-
maßnahmen ergreifen. Wir 
wollen durchsetzen, dass 
Tarifverträge auf Antrag 
der Gewerkschaften für all-
gemeinverbindlich erklärt 
werden können. Damit wol-
len wir die Tarifbindung 
stärken und dazu beitra-
gen, dass alle Beschäftig-
ten durch flächendeckende 

„Wir wollen die Koalitions-
freiheit der Sozialpartner 
wahren und sicherstellen, 
dass europäische Tarifver-
träge die nationalen nicht 
verdrängen, wenn ein nati-
onaler Verband nicht zuge-
stimmt hat.“ 

„Ausländische EU-
Arbeitnehmer sind in 
den Mitgliedsstaa-
ten, in denen sie Be-
schäftigung finden, 
genauso zu entloh-
nen und müssen 
den gleichen gesetz-
lichen Regelungen 
unterliegen wie in-
ländische Arbeitneh-
mer. Nicht zuletzt 
wird so auch eine 
stärker qualifikati-
onsbezogene Zu-
wanderung von Ar-
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und verbindliche Tarifver-
träge vor Lohndumping 
geschützt werden.“ 

beitskräften beför-
dert. Die derzeitigen 
gesetzlichen Rege-
lungen, wie bei-
spielsweise das Ent-
sendegesetz, sind 
weitgehend ausrei-
chend. Allerdings 
verlangt die AfD wir-
kungsvolle Kontrol-
len zu ihrer Einhal-
tung. Der Miss-
brauch von Leihar-
beit und Werkverträ-
gen mit niedrig ent-
lohnten ausländi-
schen Arbeitskräften 
in Deutschland führt 
zu Lohndumping 
und ist strikt zu un-
terbinden.“ „Import-
beschränkungen der 
EU, insbesondere 
im nichttarifären Be-
reich, sind abzu-
bauen. Exportsub-
ventionen sind 
schrittweise zu strei-
chen, um Wettbe-
werbsverzerrungen 
zu vermeiden. Da 
nicht alle Branchen 
gleichermaßen vom 
Freihandel und der 
Globalisierung profi-
tieren, sollen gege-
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benenfalls innereu-
ropäische oder nati-
onale Ausgleichs-
maßnahmen ergrif-
fen werden.“ 

EFSI und InvestEU 
Statt spekulative Finanzan-
lagen zu fördern, muss die 
Investitionstätigkeit des pri-
vaten Sektors auf den öko-
logischen Um- und Aufbau 
ausgerichtet werden. 
Hierzu brauchen wir eine 
aktive staatliche Investiti-
onspolitik, die gezielte In-
vestitionen in Bildung, 
Qualifikation, Forschung 
und Entwicklung sowie in 
Infrastruktur anreizt. 

„Struktur- und Investitions-
fonds wollen wir zukünftig 
noch stärker auf Projekte 
ausrichten, die die 
Wettbewerbsfähigkeit stei-
gern und Arbeitsplätze 
schaffen.“ 

„Ein gemeinsames Budget 
der Euro-Länder soll für 
mehr Investitionen sorgen, 
die erforderlichen Produkti-
vitätssteigerungen und An-
passungen der Wettbe-
werbsfähigkeit befördern 
und die Stabilität der Euro-
zone sichern. Aus einem 
solchen parlamentarisch 
kontrollierten Eurozonen-
haushalt sollen die Mittel 
auch und gerade in Schwä-
chephasen zur Stabilisie-
rung zur Verfügung 
stehen.“ 

„Der Europäische Investiti-
onsfonds (EFSI) für strate-
gische Investitionen wurde 
vorübergehend zur Krisen-
bewältigung geschaffen. 
Wir wollen ihn dauerhaft 
fortfuhren, anstatt ihn, wie 
ursprünglich geplant, 2020 
zu beenden. Allerdings 
muss er sich neu ausrich-
ten. [.]Wir wollen, dass alle 
geforderten Investitionen 
zusätzlich sind und sich 
strikt an Klimaschutz, Res-
sourceneffizienz und Kreis-
laufwirtschaft ausrichten.“  

„Schon 2014 wurde der 
Europäische Fonds Strate-
gischer Investitionen 
(EFSI) auf den Weg ge-
bracht. Das ist ein banken-
gestützter Garantiefonds 
für Investitionsvorhaben, 
und er fließt in EU-weite 
Großprojekte. Praktisch 
stellt er eine Privatisierung 
von Fördergeldern dar. DIE 
LINKE hat das von Beginn 
an kritisiert. […]“  
 

„Wir Freie Demokraten un-
terstützen nachdrücklich 
den zentralen Teil des „In-
vestitionsplanes für Eu-
ropa“, mit dem die Europäi-
sche Union eine verbes-
serte, zielgenauere Ver-
wendung von EU-Haus-
haltsmitteln anstrebt.“  
„[…] mit Schwerpunkten 
auf Infrastruktur, For-
schung und Entwicklung 
von klimaschonenden 
Technologien sowie Inno-
vationen kleiner und mittle-
rer Unternehmen (KMU)“  

„Das Ziel der EU, 
die Bildungspolitik 
zu zentralisieren und 
einer länderüber-
greifenden Kontrolle 
zu unterwerfen, leh-
nen wir entschieden 
ab 

Steuerpolitik / Mindest-
steuer für Unternehmen 
Die EU braucht eine ge-
meinsame Steuerpolitik, in 
der einige integrationswil-
lige Länder vorangehen 
könnten. Eine einheitliche 
europäische Mindestbe-
steuerung, die von einer 
einheitlichen Bemessungs-
grundlage ausgeht und 
über Korridore Raum für 
unterschiedliche Aus-
gangsbedingungen in den 
einzelnen Ländern gibt, 
kann einem Wettlauf um 

„Es kann nicht sein, dass 
sich globale Konzerne 
durch geschickte Strate-
gien um Steuerzahlungen 
drücken. Wir brauchen 
eine faire Besteuerung der 
digitalen Wirtschaft. Alle 
Unternehmen sollen Steu-
ern zahlen. Dabei setzen 
wir uns in der EU und inter-
national weiterhin für abge-
stimmte Lösungen auf Ba-
sis einer virtuellen Be-
triebsstätte ein. Auch brau-
chen wir eine gemeinsame 

„Die unterschiedlichen Kör-
perschaftssteuern werden 
angeglichen.“ 
„In Europa soll eine ge-
meinsame konsolidierte 
Bemessungsgrundlage für 
die Erhebung der Körper-
schaftsteuer bei den Unter-
nehmen eingeführt wer-
den.“ 
„Mindeststeuersätze wer-
den eingeführt.“ 

„Wer GRÜN wählt, stimmt 
für […] eine gemeinsame 
europäische Unterneh-
mensmindestbesteuerung“  
„Wir brauchen in einem 
ersten Schritt eine europa-
weit einheitliche konsoli-
dierte Bemessungsgrund-
lage für die Besteuerung 
von Unternehmen und im 
zweiten Schritt eine ein-
heitliche europäische Un-
ternehmenssteuer, inklu-
sive fairer Mindeststeuer-
satze, die für alle Unter-
nehmen gleichermaßen  

„DIE LINKE fordert einen 
EU-weiten Mindeststeuer-
satz für Unternehmen mit 
breiten und einheitlichen 
Bemessungsgrundlagen.“  
„Um Steuertricks von Kon-
zernen – wie die konzern-
interne Verschiebung von 
Gewinnen und Verlusten – 
zu unterbinden müssen die 
Steuern gegebenenfalls di-
rekt »an der Quelle« erho-
ben werden.“ 
 

„Die Europäische Union 
(EU) muss weiterhin kon-
sequent gegen die Verla-
gerung von Gewinnen in 
Staaten vorgehen, die in 
Steuerfragen nicht koope-
rativ sind. Neben einem 
funktionierenden Informati-
onsaustausch der Finanz-
verwaltungen innerhalb der 
EU ist es auch erforderlich, 
Verrechnungspreise und 
Lizenzgebühren innerhalb 
von Konzernen steuerlich 
korrekt zu ermitteln.“  

„Steuern, insbeson-
dere solche, die 
ausschließlich zur 
Finanzierung des 
EU-Haushalts die-
nen, lehnen wir ab.“ 
„Die EU darf niemals 
Steuern erheben 
dürfen.“ 
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niedrigere Unternehmens-
steuern entgegenwirken. 

Körperschaftsteuer-Be-
messungsgrundlage, damit 
Unternehmen in Europa 
möglichst nach gleichen 
Regeln besteuert werden. 
Dabei müssen die Beson-
derheiten der deutschen 
Unternehmenslandschaft 
und –besteuerung ange-
messen berücksichtigt wer-
den, um Wettbewerbs-
nachteile deutscher Unter-
nehmen zu vermeiden.“ 

gilt.“  „Wir Freie Demokraten ste-
hen für Vielfalt der Steuers-
ätze innerhalb der Europäi-
schen Union.“  
 

Transformation 
Digitalisierung und die Ver-
änderung von Wertschöp-
fungsketten, die Klima-und 
Umweltregulierung, die 
Druck auf die Beschäftig-
ten in energieintensiven In-
dustrien ausüben sowie die 
Globalisierung und der de-
mographische Wandel sind 
Megatrends, die eine tief-
gehende Transformation 
der Arbeits- und Lebens-
welt bewirken. 
Neben Deregulierung för-
dern Globalisierung, Digita-
lisierung und Transforma-
tion Ängste. Ein Europa, 
das schützt, sichert Men-
schen gegen die Risiken 
dieser Megatrends ab. 
Auch die EU kann Ent-
scheidungen treffen, diese 

„Unser Europa setzt auf in-
telligenten technischen 
Fortschritt. Unser Ziel ist 
ein qualitatives, ressour-
censchonendes Wachs-
tum. Wir verbinden Ökono-
mie und Ökologie, um für 
zukünftige Generationen 
eine intakte Umwelt und 
gute Lebensqualität zu si-
chern. Das bietet echte Le-
benschancen und schafft 
Zukunftsjobs. … Unser Eu-
ropa setzt daher auf ein In-
dustriekonzept mit stimmi-
gem ökologischem Ansatz. 
Hierfür stehen beispielhaft 
funktionierende Wertstoff-
kreisläufe.“ 
„Wir wollen den Wandel hin 
zur digitalen Gesellschaft 
aktiv zum Wohle der Bür-
ger und unserer Unterneh-
men gestalten. Wir wollen, 

„Wirtschaftszweige, in de-
nen die Beschäftigten, Un-
ternehmen und ganze Re-
gionen vor einem tiefgrei-
fenden Strukturwandel ste-
hen, müssen europaweit 
gezielt durch industrie- und 
sozialpolitische Investitio-
nen unterstützt werden. Ein 
Transformationsfonds soll 
strategische Investitionen 
zur Dekarbonisierung in-
dustrieller Wertschöpfungs-
ketten forcieren, hochwer-
tige Beschäftigung sichern 
und neue wirtschaftliche 
Chancen ermöglichen.“ 
„Wir wollen ein neues zu-
kunftsfähiges Leitbild für 
die Schlüsselbranche Auto-
mobilindustrie entwi-
ckeln.[…]“ 

„Sozial- und wirtschaftspo-
litische Maßnahmen müs-
sen mit der ökologischen 
Modernisierung der Indust-
riegesellschaft verbunden 
werden. Unser Konzept 
des Green New Deal wol-
len wir dafür weiterentwi-
ckeln, mit einem eigenen 
Haushalt für den Euro, der 
stabilisiert und investiert. 
Neue Investitionen zum 
Beispiel in Klimaschutz, öf-
fentliche Daseinsvorsorge 
und Bildung schaffen Ar-
beitsplatze und wirtschaftli-
che Perspektive für viele 
Menschen in Europa.“  
 

„Technologisch wäre ein 
sozialer und ökologischer 
Umbau von Wirtschaft und 
Gesellschaft längst mög-
lich. Auch das Geld für die 
Investitionen ist da. Wir 
müssen jetzt dafür sorgen, 
dass der Wandel nicht an 
Profit- und Eigentumsinte-
ressen scheitert. […]“  
„Dieser Umbau muss mit 
und nicht gegen die Bevöl-
kerung und die Beschäftig-
ten in den Regionen erfol-
gen […].“ 
 

 „Wir bezweifeln aus 
guten Gründen, 
dass der Mensch 
den jüngsten Klima-
wandel, insbeson-
dere die gegenwär-
tige Erwärmung, 
maßgeblich beein-
flusst hat oder gar 
steuern könnte. Kli-
maschutzpolitik ist 
daher ein Irrweg. 
Ohne CO2, einem 
Hauptbestandteil der 
Photosynthese, 
gäbe es keine Pflan-
zen, Tiere oder 
Menschen…“  
„Die AfD lehnt die 
Pariser Klimaverein-
barung ab…“ 
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Transformation so zu ge-
stalten, dass am Ende eine 
gerechte, sichere und 
selbstbestimmte Arbeits- 
und Lebenswelt Realität 
wird. 

dass alle an den Zukunfts-
chancen teilhaben kön-
nen.“ 

„Wir wollen diesen Trans-
formationsprozess der Leit-
branche Automobil 
zu einem Erfolg für Europa 
und die Beschäftigten in 
der Branche machen, in-
dem wir für die Beschäftig-
ten die Qualifizierung för-
dern, die Branche unter-
stützen wir bei neuen Ge-
schäftsmodellen, marktfä-
higen Produktionsketten 
und Angeboten. Dabei 
müssen auch strukturpoliti-
sche Unterstützung für be-
troffene Regionen sowie 
personal- und arbeits-
marktpolitische Instru-
mente zur Bewältigung 
die Transformation beglei-
ten und vorausschauende 
Qualifizierung sie flankie-
ren.“ 

Klima  
Der sozial-ökologische 
Umbau eröffnet neue 
Wachstumspotenziale und 
sichert die langfristige Zu-
kunftsfähigkeit von Be-
schäftigung. Die IG Metall 
steht für diese Politik. Als 
hochentwickelter Industrie-
standort ist Europa in der 
Pflicht, Verantwortung in 
der Klimapolitik zu über-
nehmen und zu zeigen, wie 

„Wir konkretisieren die Er-
gebnisse der UN-Klima-
konferenzen von Paris und 
Kattowitz und setzen sie 
Schritt für Schritt um. Wir 
fordern die globale Beprei-
sung der Treibhaus-
gasemissionen und deren 
rasche Umsetzung, notfalls 
zunächst auf Ebene der 
G20-Staaten.“ 
„Für die Wettbewerbsfähig-
keit Europas, einen effi-

„Wir stehen zu unserer 
Verantwortung gegenüber 
heutigen und künftigen 
Generationen und setzen 
uns für eine ambitionierte 
Klimapolitik und eine euro-
paweite Energiewende ein. 
Den damit verbundenen 
Strukturwandel wollen wir 
im Interesse der Beschäf-
tigten gerecht gestalten. 
Wir wollen dafür Europas 
Industrie möglichst klima-
neutral und gleichzeitig 

„Wir wollen Investitionen in 
Erneuerbare, Energie- und 
Ressourceneffizienz för-
dern, die Arbeitsplatze 
schaffen und die Kosten für 
die Verbraucher*innen re-
duzieren“  
„Die letzte Reform des 
Emissionshandels war viel 
zu zaghaft. Zusätzlich 
muss die Anzahl der Zertifi-
kate im Emissionshandel 
entsprechend dem Pariser 
Klimaziel weiter reduziert 

„Wir können den Klima-
wandel noch stoppen. 
Doch mit ihrem bisherigen 
Klimaziel erfüllt die Europä-
ische Union nicht die An-
forderungen, die das Pari-
ser Klimaabkommen vor-
gibt. Auch das langfristige 
Ziel der Klimaneutralität bis 
2050 ist ohne ehrgeizigere 
Zwischenschritte nicht zu 
erreichen.“ 
  

„Wir brauchen eine mo-
derne Klimapolitik. Eine 
Politik, die nicht auf Tech-
nikvorgaben und Verbote 
setzt, sondern den Wettbe-
werb emissionsarmer 
Energieträger fördert und 
in die Kraft neuer Techno-
logien und die Kreativität 
des Marktes vertraut.“  
 

„Ein breiter Energie-
mix aus Kohle, Mi-
neralöl, Erdgas, 
Wasserkraft und 
Kernkraft ist Voraus-
setzung zum Errei-
chen des Zieldrei-
ecks einer versor-
gungssicheren, wirt-
schaftlichen und um-
weltverträglichen 
Energiepolitik. 
Braunkohle ist der 
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wir die Treibhausgasemis-
sionen drastisch reduzie-
ren.  

zienten und wirksamen Kli-
maschutz und die bessere 
Verbreitung von „grünen 
Technologien“ muss sich 
Europa mit Nachdruck für 
eine international wirksame 
Bepreisung von Treibhaus-
gasemissionen einsetzen.“ 
 

wettbewerbsfähig ausge-
stalten und die Europäi-
sche Energieversorgung 
CO2-neutral und bezahlbar 
sicherstellen. Damit setzen 
wir weltweit neue Stan-
dards für Umwelt- und Kli-
maschutz.“ 

werden. Nur so entfaltet 
der CO₂-Preis eine echte 
Lenkungswirkung.“  
„Zeitnah wollen wir dafür 
sorgen, dass Produkte und 
nicht deren Produktion 
dem europäischen CO₂-
Mindestpreissystem unter-
liegen. So würden wir in 
Deutschland und Europa 
zukünftig die Entstehung 
von CO₂ und nicht die Her-
stellung der Produkte ver-
teuern“.  
„Wir wollen Investitionen in 
Erneuerbare, Energie- und 
Ressourceneffizienz för-
dern, die Arbeitsplatze 
schaffen und die Kosten für 
die Verbraucher*innen re-
duzieren“  

Einzige kostengüns-
tige und langfristig 
verfügbare inländi-
sche Energieträger 
von Bedeutung.  
Die „Erneuerbaren 
Energien“ …ihre Er-
träge sind nicht kal-
kulierbar.“ 
„Die EU will damit 
den Umstieg auf die 
E-Mobilität vorantrei-
ben. Es bedeutet 
das Aus für die Au-
tomobilindustrie in 
Deutschland…“ „Die 
Wertschöpfung der 
deutschen Automo-
bilindustrie durch 
den Bau 
hochwertigerer 
Fahrzeuge geht ver-
loren und damit 
auch der Industrie-
zweig, der zu einem 
Großteil zum Wohl-
stand in Deutsch-
land beiträgt.“ 

Europäische Industriepo-
litik 
Nachhaltiger Wohlstand in 
Europa setzt leistungsfä-
hige Industrien voraus. Der 
sozial-ökologische Umbau 
eröffnet Wachstumspoten-
ziale und sichert langfristig 
Beschäftigung. Dafür 

„Wir wollen Deutschland 
und Europa zum Kontinent 
der Mobilität von morgen 
machen. Unsere starke Au-
tomobilindustrie soll die 
Technologieführerschaft 
bei der Entwicklung nach-
haltiger Mobilitätskonzepte, 
beim autonomen und 

„Eine aktive, strategische 
und nachhaltige Industrie-
politik. Wir wollen mehr ge-
meinsame industriepoliti-
sche Modellprojekte. Das 
AIRBUS-Konzept gilt uns 
als Referenz. Ein Schwer-
punkt kann die Schaffung 

„Wir wollen massiv in Euro-
pas Zukunft investieren, 
vor allem in Klimaschutz, 
erneuerbare Energien, al-
ternative Verkehrskonzepte 
und die ökologische Land-
wirtschaft.“  
„Wir wollen die regionale 
Wirtschaft mit den vor Ort 

„Wir brauchen eine koordi-
nierte europäische Indust-
riestrategie, die den Rah-
men für Fördermittel der 
EU-Fonds und Kredit-
vergabe der Europäischen 
Investitionsbank einheitlich 
vorgibt. […] Eine gemein-

„Wir Freie Demokraten ge-
ben marktwirtschaftlichen 
Mechanismen und Anrei-
zen den Vorrang vor Ge- 
und Verboten.“  
„Wir wollen massiv in Euro-
pas Zukunft investieren, 
vor allem in Klimaschutz, 
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braucht es aber eine aktive 
Struktur- und Industriepoli-
tik, die Produktion und Be-
schäftigung erhält und ab-
gehängte Regionen fördert. 
Die europäische Industrie 
muss ressourceneffizienter 
werden, die Energiewende 
umsetzen und kluge Mobili-
tätskonzepte erarbeiten. 
Die IG Metall fordert für 
eine langfristig erfolgreiche 
Krisenbewältigung eine ak-
tive, koordinierte und de-
mokratisch legitimierte 
Branchen- und Industriepo-
litik. Bei entsprechenden 
Initiativen sollen die Institu-
tionen der EU die Gewerk-
schaften von Anfang an 
einbeziehen, etwa durch 
einen festen institutionali-
sierten Konsultationspro-
zess. 

elektrischen Fahren behal-
ten. Deshalb brauchen wir 
eigene Kompetenz und Ka-
pazitäten bei der Batterie-
zellenfertigung. Noch 
stammt ein Großteil der in 
Europa verbauten Batterie-
zellen aus Asien. Das wer-
den wir mit einer eigenen 
europäischen Batteriezel-
lenproduktion unter Einbe-
ziehung des gesamten Le-
benszyklus ändern. Zudem 
wollen wir auch neue For-
men der Mobilität wie einen 
europäischen Hyperloop 
vorantreiben.“ 
„Wir bekennen uns zur Er-
haltung und Stärkung der 
Automobilindustrie als In-
novationstreiber und Ga-
rant für Wohlstand und 
wertvolle Arbeitsplätze. Bei 
der Entwicklung neuer 
emissionsarmer Antriebs-
formen plädieren wir für ei-
nen technologieoffenen 
Ansatz, der geeignete Rah-
menbedingungen für inno-
vative Forschung setzt. 
Dazu zählt auch die Ent-
wicklung des sauberen 
Verbrennungsmotors. Die 
ideologische Ablehnung 
des Diesels kommt für uns 
nicht in Frage.“ 

einer europäischen Batte-
riezellfertigung sein und 
eine neue europäische Ko-
operation zur Weiterent-
wicklung der Wasserstoff-
technologie zur marktfähi-
gen Produktionsketten. Wir 
stärken die Investitionen, 
v.a. in den Bereichen, die 
einen echten europäischen 
Mehrwert bringen, etwa im 
Bereich der Netzwerkin-
dustrien. 

agierenden Unternehmen, 
Wertschöpfungsketten und 
Produkten stärken“.  
„Wir wollen die Digitalisie-
rung nutzen, um Ökonomie 
und Ökologie weiter zu-
sammenzuführen. Sie 
schafft enorme Chancen 
für Ökoeffizienz und Kreis-
laufwirtschaft.“  

same europäische Indust-
riepolitik für einen sozial-
ökologischen Umbau und 
für die Förderung struktur-
schwacher Regionen. Statt 
öffentlich-privater Partner-
schaften wollen wir Kredite 
in den sozial-ökologischen 
Umbau lenken.“  
„Bis zum Jahr 2040 muss 
die Energieerzeugung voll-
ständig aus erneuerbaren 
Quellen und hauptsächlich 
dezentral organisiert sein.“ 
„Öffentliches Geld darf 
nicht mehr in Konzerne in-
vestiert werden, die Ge-
schäfte mit fossilen Ener-
gieträgern machen.“ 
 

erneuerbare Energien, al-
ternative Verkehrskonzepte 
und die ökologische Land-
wirtschaft.“  
„Wir Freie Demokraten 
wollen die Energiewende 
zu einem gesamteuropäi-
schen Projekt machen, in 
dessen Zentrum die Ziele 
Wirtschaftlichkeit, Versor-
gungssicherheit, Klimaver-
träglichkeit und gesell-
schaftliche Akzeptanz ste-
hen“  
„Wir wollen Investitionen in 
Erneuerbare, Energie- und 
Ressourceneffizienz för-
dern, die Arbeitsplatze 
schaffen und die Kosten für 
die Verbraucher*innen re-
duzieren“  
„Damit die Energiewende 
europaweit gelingt, braucht 
es eine Erneuerbare-Ener-
gien-Union.“  
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„Europäische Champions: 
Unser Europa passt die 
EU-Wettbewerbspolitik an 
die Globalisierung an.“ 
„In Schlüsselbereichen 
muss das Entstehen von 
europäischen Weltmarkt-
führern auch durch bes-
sere Kooperation der Un-
ternehmen untereinander 
ermöglicht werden. Sie 
müssen auf dem Weltmarkt 
bestehen können.“ 
„Wir finden uns nicht damit 
ab, dass unter den größten 
Digitalunternehmen kein 
europäisches Unterneh-
men ist. Wir wollen mit 
strategischer Förderung 
von Zukunftstechnologien 
digitale Weltmarktführer 
der Zukunft entstehen las-
sen.“ 
„Wir brauchen eine europä-
ische Digitalplattform für 
smarte Anwendungen und 
KI.“ 

Strukturpolitik 
Nachhaltiger Wohlstand in 
Europa setzt leistungsfä-
hige Industrien voraus. Der 
sozial-ökologische Umbau 
eröffnet Wachstumspoten-
ziale und sichert langfristig 
Beschäftigung. Dafür 
braucht es aber eine aktive 

„Struktur- und Investitions-
fonds wollen wir zukünftig 
noch stärker auf Projekte 
ausrichten, die die Wettbe-
werbsfähigkeit steigern und 
Arbeitsplätze schaffen. Da-
mit sich die Anstrengungen 
des Strukturwandels auch 
in den europäischen Beihil-
feregeln widerspiegeln, 

„Die Überlegungen zur Zu-
kunft der Mobilität müssen 
eingebettet sein in die Ent-
wicklung einer ebenen-, 
disziplin- und ressortüber-
greifenden strategischen 
Industrie- und Strukturpoli-
tik, die Aspekte der Ener-
giewende, der Innovations-

„Wir treten für ein Europa 
ein, in dem schwachere 
Regionen besonders geför-
dert werden, in dem es le-
bendige ländliche Raume 
gibt, die von und mit der 
Landwirtschaft leben, und 
Naherholungs-, Industrie- 
oder Dienstleistungsregio-
nen“  

„Linke Industriepolitik heißt, 
dass Investitionen schwer-
punktmäßig in struktur-
schwache Regionen (bzw. 
Regionen mit absehbarem 
Strukturwandel) gelenkt 
werden.“  
„[…] Das erfordert einen 
grundlegenden Richtungs-

„Wir […] wollen eine grund-
legende Reform der EU-
Kohäsionspolitik, welche 
den Zusammenhalt zwi-
schen den Regionen und 
zwischen den EU-Mitglied-
staaten fördern soll. Regio-
nalpolitik nach dem Gieß-
kannenprinzip ist ebenso 
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Struktur- und Industriepoli-
tik, die Produktion und Be-
schäftigung erhält und ab-
gehängte Regionen fördert. 
Mit gestärkten europäi-
schen Strukturfonds treten 
wir regionalen Disparitäten 
und sozialer Spaltung wirk-
sam entgegentreten. 

setzen wir uns dafür ein, 
die europäischen Wettbe-
werbsregeln für die vom 
Ausstieg aus der Braun-
kohle unmittelbar betroffe-
nen Regionen so anzuwen-
den, dass die Ansiedlung 
neuer Branchen und die 
Schaffung von Arbeitsplät-
zen unterstützt wird. Fle-
xible Regeln für die be-
troffenen Regionen müs-
sen möglich sein.“ 

förderung und der regiona-
len Entwicklung gleicher-
maßen in den Blick nimmt.“ 

„Mit den Mitteln der EU-
Strukturfonds sollen Koh-
leausstiegsregionen“ spezi-
ell gefördert werden. Neue 
regionale Wirtschafts-
schwerpunkte werden auf-
gebaut und passgenaue 
Weiterbildung wird angebo-
ten“  
 

wechsel: von der neolibe-
ralen Ausrichtung und Ver-
fassung der EU zu einer 
Wirtschaft, die den Men-
schen dient. Eine in die-
sem Sinne gestaltete Ko-
häsionspolitik ist unerläss-
lich. Sie muss ausgebaut 
und nicht zurückgefahren 
werden. Wir kämpfen ge-
gen die Kürzungen der Ko-
häsionsmittel von acht Pro-
zent – für Deutschland so-
gar 21 Prozent – die in der 
Förderperiode 2021 bis 
2027 geplant sind.“  

fehl am Platze wie eine Po-
litik der Subventionierung 
alter Wirtschaftssektoren, 
Industrien und überkom-
mener Geschäftsmodelle.“  
„Mit den Mitteln der EU-
Strukturfonds sollen Koh-
leausstiegsregionen“ spezi-
ell gefördert werden. Neue 
regionale Wirtschafts-
schwerpunkte werden auf-
gebaut und passgenaue 
Weiterbildung wird angebo-
ten“  
„Wir wollen die Mittel des 
Europäischen Sozialfonds 
gezielter auf wirksame 
Maßnahmen gegen die Ur-
sachen der Arbeitslosigkeit 
konzentrieren. Die Ausge-
staltung von Arbeitslosen-
versicherung und Mindest-
lohn kann nur durch natio-
nale Tarif- und Arbeits-
marktpolitik erfolgen, denn 
gerade der Arbeitsmarkt ist 
so abhängig von den unter-
schiedlichen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen 
eines Landes, dass eine 
einheitliche europäische 
Regelung nicht zielführend 
wäre.“ 

Faire Globalisierung 
(Schwerpunkt: Handel, Be-
schaffung – globale Wert-
schöpfungsketten) 

„Freier und fairer Handel: 
Unser Europa gibt der Glo-
balisierung Regeln. Frei-
handel und Globalisierung 

„Europa muss treibende 
Kraft sein, die Verflechtung 
des Welthandels 

„Wir stehen für eine Han-
delspolitik, die die Globali-
sierung gerecht gestaltet, 

„DIE LINKE will mit Abkom-
men über Partnerschaft 
und fairen Handel die glo-

„[wir] unterstützen […] wei-
terhin den Abschluss bila-
teraler Handelsabkommen, 
treten aber für modernere 
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Die IG Metall fordert Re-
geln für den internationalen 
Handel, die Arbeitnehmer- 
und Verbraucherinteressen 
schützen und soziale wie 
ökologische Rahmenbedin-
gungen setzen.4 
Handelspolitische Instru-
mente der EU wie die Re-
gulierungsmaßnahmen 
zum Erhalt der Wertschöp-
fungsketten, die Überwa-
chung ausländischer Direk-
tinvestitionen und das Han-
delsschutzinstrumentarium 
der EU sowie abgestimmte 
klima- und umweltpoliti-
sche Maßnahmen sind un-
abdingbar für den, der im 
Welthandel Akteur auf Au-
genhöhe sein will. 

sind Wachstums- und 
Wohlstandstreiber. Sie er-
öffnen unseren Unterneh-
men zusätzliche Absatz-
märkte und tragen bei, Ar-
beitsplätze zu sichern und 
neue zu schaffen. Grund-
lage für freien Handel sind 
offene Märkte und faire Re-
geln.“ 

sozial, ökologisch und 
transparent zu gestalten. 
Dazu benötigt es verbindli-
che Regelungen und eine 
Stärkung der WTO. Europa 
soll weltweit ein Beispiel 
sein für freien und fairen 
Handel. Wir stellen auch si-
cher, dass Handelsbezie-
hungen die lokale Gestal-
tungsmacht nicht untergra-
ben. Handelsstreitigkeiten 
müssen vor öffentlichen 
Gerichten oder internatio-
nalen Handelsgerichtshö-
fen geklärt werden und 
dürfen nicht in privaten 
Schiedsgerichten verhan-
delt werden.“ 
„Europäische Firmen, die 
außerhalb der EU produ-
zieren, sollen beim Import 
ihrer Produkte den Nach-
weis erbringen, dass sie 
die Standards der Internati-
onale Arbeitsorganisation 
(ILO) eingehalten haben.“ 
„Ein starkes Europa ist für 
uns Garant dafür, die euro-
päische und auch die 
deutsche Industrie gegen 
unfaire Handelspraktiken 
zu schützen. Sei es Billig-
Stahl aus China oder US-
Strafzölle – wir schützen 

die in ihren Handelsabkom-
men verbindlich soziale 
und ökologische Standards 
und das Vorsorgeprinzip 
festschreibt, die kommu-
nale Daseinsvorsorge aus-
reichend schützt, den Pari-
ser Klimavertrag als we-
sentlichen Bestandteil ver-
ankert und die parlamenta-
rische Mitentscheidung bei 
der sogenannten regulato-
rischen Kooperation garan-
tiert. Es ist nicht hinnehm-
bar, dass es Sonder-
schiedsgerichte für Inves-
toren gibt […]“  
„Handel sollte soziale Ge-
rechtigkeit, faire Produkti-
ons- und Arbeitsbedingun-
gen und Menschenrechte 
unterstutzen. Menschen-
rechte und die Arbeitneh-
merschutzrechte der Inter-
nationalen Arbeitsorganisa-
tion, also die ILO-Kernar-
beitsnormen, müssen im 
Handel fest verankert wer-
den, und ihre Verletzung 
muss einklagbar sein.“  
 

balen Wirtschaftsbeziehun-
gen der Europäischen 
Union neu ausrichten und 
die bestehenden Handels-
abkommen ersetzen.“  
„Wir wollen eine gesetzli-
che Sorgfaltspflicht für Un-
ternehmen durchsetzen, 
auf die Einhaltung dieser 
Norm bei ihren Bestellun-
gen zu achten. In der letz-
ten Legislaturperiode ha-
ben wir das im Europapar-
lament für die sogenannten 
Konfliktrohstoffe bereits ge-
schafft und wollen es nun 
auf die Textilbranche und 
weitere Branchen aus - 
dehnen. Wir konnten auch 
bereits durchsetzen, dass 
die EU-Kommission künftig 
Fälle von Umweltdumping 
und Sozialdumping bei der 
Berechnung von Strafzöl-
len sanktionieren kann.“  
 

und transparentere Frei-
handelsabkommen ein. Sie 
sollten starke Kapitel zur 
nachhaltigen Entwicklung 
enthalten, die mit den Part-
nerländern umgesetzt und 
überwacht werden.“  
 
 

                                                           
4 Positionspapier der IG Metall: Fairer Handel weltweit 
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die heimischen Arbeits-
plätze mit effektiven Han-
delsschutzinstrumenten.“ 
„Handelsabkommen mit 
verbindlichen menschen-
rechtlichen, sozialen und 
ökologischen Standards.“ 
„Wir wollen einen EU-Akti-
onsplan „Menschenwür-
dige Arbeit in globalen Lie-
ferketten“ (ähnlich wie in 
Deutschland) […] Sorg-
faltspflichten und verant-
wortliches Unternehmens-
handeln in globalen Liefer-
ketten müssen verbindlich 
werden.“ 

 


